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Die Reform gesellschaftlicher Strukturen muss mit innerparteilichen Reformen
einhergehen, um die Glaubwürdigkeitskrise der Parteien zu überwinden. Wel-
che Maßnahmen sollten sowohl zum Nutzen der Parteien als auch zum Wohle
der Gesellschaft dringend umgesetzt werden? Bereits 2004 formulierte Jürgen
Dittberner „Die deutschen Parteien: Defizite und Reformideen“

Anfang des Jahres 2000 haben nur 56,7 Prozent der Wahlberechtigten Nordrhein-
Westfalens bei der Landtagswahl ihren Stimmzettel abgegeben. 43,3 Prozent der
Bürger verzichteten auf ihr Wahlrecht. Sie bildeten eine unsichtbare "Partei der
Nichtwähler". Diese Partei war stärker als jede andere, die nun in den Düsseldorfer
Landtag einzog. In Zahlen ausgedrückt: Wäre die "Partei der Nichtwähler" im Land-
tag vertreten, so verfügte sie dort über 100 von 231 Sitzen. Allein durch das Auftre-
ten der NPD und nun insbesondere der AfD nahm die Wahlbeteiligung wieder zu.
Am 24. September 2017 fand die Wahl zum 19. Deutschen Bundestag statt. 61,5
Millionen Menschen waren zur Wahl aufgerufen, rund drei Millionen von ihnen zum
ersten Mal. 46.976.341 = 76,2% beteiligten sich an der Wahl. Gegenüber 2013 er-
höhte sich die Wahlbeteiligung um 4,2 %. Davon stimmten aber 460.849 Bürger =
1,2 % ungültig, 2013 waren es nur 0,3 % der Bürger. Damit haben ein Viertel der
Bürger sich der Wahl direkt oder indirekt enthalten. Auf diesen Bürgerteil würden von
den 599 Abgeordneten 150 entfallen. NRW als größtem Bundesland stehen 128 Sit-
ze insgesamt zu.

Parteien sind nicht das Ganze, doch sie erwecken oft diesen Eindruck. Die politi-
schen Parteien gehören im Verfassungsstaat zum politischen System. In Deutsch-
land ist seit den achtziger Jahren eine Abnahme der Wahlbeteiligung zu beobachten.
Bei Landtagswahlen beteiligt sich ein Drittel der Berechtigten nicht, bei Europawah-
len ist die Wahlenthaltung noch größer. Die Parteien trugen zu einer Minderung ihres
Ansehens bei, weil sie sich bei der Finanzierung ihrer Arbeit bis an die Grenze des
Rechts und öfter darüber hinaus bewegten. Ihre Abgeordneten strebten an der Öf-
fentlichkeit vorbei lukrative Diätenregelungen an. Spätestens seit der deutschen
Wiedervereinigung wuchsen obendrein die Zweifel an der Problemlösungskompe-
tenz. Die Mängel der politischen Parteien in Deutschland sind offensichtlich:

 Ihre Problemlösungskompetenz ist begrenzt. Immer mehr Bürger trauen den Par-
teien nicht zu, dass sie ihre sachlichen Aufgaben bewältigen können.

 Die Mitgliederbasis ist schwach und nimmt weiter ab.

 Die Parteienidentifikation in der Wählerschaft ist rückläufig.

 Innerorganisatorisch setzt sich eine Funktionärsherrschaft durch, für die Machter-
halt zum Maßstab der Politik wird.

 Die politischen Parteien sind immer häufiger in Filzskandale und Affären ver-
strickt.

Die erste, älteste und moderne Partei war die SPD. Schon ihr wohnte das Dilemma
späterer Parteien inne: Robert Michels diagnostizierte bereits 1910 in der Frühphase
der SPD den Widerspruch zwischen demokratischem Anspruch und oligarchischem
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Charakter. Es ist der Widerspruch zwischen dem Postulat der Willensbildung von
unten nach oben und der Machtausübung von oben nach unten. Nicht die Mitglieder,
sondern eine festgefügte, sich selbst rekrutierende Führungsschicht - die Oligarchie -
beherrschten die moderne Partei.

Die Konkurrenz der Eliten kann und muss auch innerparteilich funktionieren.

Der erste und letzte Punkt der obigen Aufzählung kann nicht direkt innerparteilich
beeinflusst werden. Der zweite und dritte Punkt ergibt sich mit einer entsprechenden
Attraktivität und Offenheit der einzelnen Gremien und Gremienvertreter.

Seit der Einführung der Landesverbände im Jahre 1971 ist der Einfluss der Regionen
zurückgegangen. Dasselbe gilt auf der horizontalen Ebene für die wichtigen Arbeits-
gemeinschaften und Vereinigungen (Arbeitsgemeinschaft Sozialdemokratischer
Frauen, Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmerfragen und Jungsozialisten), deren
Einfluss in den 1970er-Jahren ihren Höhepunkt erreichte (Lösche / Walter 1992: 238
ff.). Mitte 1994 wurde die selbstständige Arbeitsgemeinschaft 60plus bundesweit ge-
gründet, nachdem die CDU die Seniorenunion aus der Taufe gehoben hatten. Dies
war auch die Zeit der Zugeständnisse an die älteren Mitbürger, in den Räten ein
Sprachrohr in Form von Seniorenvertretung in unterschiedlicher Ausgestaltung zu
erhalten.  1997 wurde in Oberhausen eine eigene Publikation gegründet, die viertel-
jährlich erschien und von ehrenamtlichen Redakteuren bis heute herausgebracht
wird. Der Seniorenbeirat als Mitbegründer (Unterausschuss des Sozialausschusses)
nimmt keine Notiz von der Zeitschrift: „Wir für Euch“. Eine Grußbotschaft in der Jubi-
läumsausgabe, Ausgabe 76, wurde trotz Aufforderung unterlassen.

Die Partei muss wieder ein eigenes Gesicht erhalten und die Zukunft gestalten.

Eine größere Rolle als die sektoralen Gliederungen und selbstständigen Arbeitsge-
meinschaften spielen in der Sozialdemokratie die politischen Strömungen oder Frak-
tionen. Die alimentierten Fraktionsvertreter aller Ebenen (Bund, Land, Kreis und
Kommune) sind gleichzeitig in den Gremien der Partei verankert und bestimmen den
Kurs. Demokratisch zustande gekommene Vorschlagsrechte der Parteigremien wer-
den oft formal durch Besetzungsrechte eigener Zuständigkeit ausgehebelt. Für ali-
mentierte Gremienvertreter unliebsame Anträge werden in den Parteigremien formal
verhindert. Dies kann nur verhindert werden, wenn den Parteienvertreter, die in all-
gemeinen Wahlen in Gremien entsandt wurden, nur eine beratende Stimme auf der
Ebene, in der sie gewählt wurden, gegeben wird. So kann einem Interessenskonflikt
und einer Häufung der Mandate entgegengewirkt werden. Der Bundesvorsitzender
einer Arbeitsgemeinschaft verträgt sich nicht mit einem Bundestagsmandat oder po-
sitiv ausgedrückt, die Sprachfähigkeit verdoppelt sich durch die Trennung der Ämter.

Die Hälfte der Genossinnen und Genossen sind über 60 Jahre, es gilt diese zu akti-
vieren. Vertrauen wir Ihnen die Mitbestimmung in einer in Urwahl gewählten Senio-
renvertretung an. Was spricht gegen ein für ein Seniorenmitwirkungsgesetz in NRW.
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